
TUT T. f I. TTT 7 T ö ~  t t t t  ~r~r-

PP/Journal 
A Z  FL-9494 Schaan 118. Jahrgang Nr. 267 Donnerstag, 21. November 1996 

Grossauflage 

Adresse: Feldkircher Strasse 5,9494 Schaan Telefon (075) 237 5151 Fax Redaktion (075) 237 5155 Fax Inserate (075) 237 5166 Amtliches Publikationsorgan 1.00 Fr. 

AKTUELL 

Ostschweizer Kantone 
bei Bundesrat abgeblitzt 

Bern (AP) An  einem Treffen mit 
einer dreiköpfigen Delegation des 
Bundesrats haben sich am Mittwoch 
abend Vertreter der Ostschweizer 
Kantone über die Benachteiligung 
ihrer Region beklagt. Es sei staatspo
litisch bedenklich, dass Regionen, 
die ihre Forderungen lauthals vor
trügen und Druck machten, bevor
zugt würden. Gemäss einer Mittei
lung, die von der Staatskanzlei des 
Kantons St. Gallen verbreitet wurde, 
pochten die Ostschweizer Regie
rungsvertreter vehement auf die 
Gleichbehandlung ihrer Region und 
lehnten weitere Zugeständnisse an 
andere Lahdesteile ab. Die Ost
schweiz habe nie eine Sonderbe
handlung verlangt, doch die jüngsten 
Entscheide des Bundesrats hätten 
nun «die Grenze des Zumutbaren 
klar überschritten». Als Beispiele für 
derartige Benachteiligungen werden 
in der Mitteilung neben der Planung 
der Neat und von Bahn 2000 auch die 
Prämienverbilligung bei den Kran
kenkassen, die Dezentralisierung der, 
Bundesverwaltung, die Untervertre
tung in Kommission des Bundes, die 
Radioversorgung, die Politik von 
PTT und Telecom sowie auch die 
Kreditzuteilung für National- und 
Hauptstrassen genannt. 

Doch Bundespräsident Jean-Pas
cal Delamuraz hat die Klagen 
der Ostschweizer Kantonsvertreter 
zurückgewiesen. Der  Bundesrat sei 
in seiner Politik vielmehr daran ge
halten, das Gleichgewicht zwischen 
allen Regionen zu bewahren, sagte er  
gemäss einer im Anschluss an|  das 
Treffen veröffentlichten Mitteilung 
der Bundeskanzlei. > 

D E S  

... alle Holzarten 

... jedes Mass 

A W O H N E N  

l 
Krankenkassen-Affare: Nur Abweichung von 3,5 Prozent? 
Vorwurf an Regierungsrat Michael Ritter wegen «Arroganz und Selbstherrlichkeit» im Landtag - Frage nach der politischen Verantwortung 

(G.M.) - Sind in der Krankenkassen-
Affäre nur die budgetierten 3,5 Mio. Fr. 
zuviel an Staatssubventionen im Spiel 
oder handelt es sich um einen grösseren 
Betrag? Warum nimmt Reglerungsrat 
Michael Ritter als zuständiger Ressortin
haber die politische Verantwortung nicht 
wahr? Dies sind nur zwei fragen, die im 
Rahmen der Budget-Debatte im Räum 
stehenblieben. 

Die Regierung nahm in das Budget 
1997 einen Betrag von 3,5 Mio. Fr: "auf, 
der als «Rückzahlung» zuviel bezogener 
Staatssubventionen durch Krankenkas
sen aufscheint. Die Stellungnahme des 
zuständigen Ressortsinhabers, Regie
rungsrat Michael Ritter, zu dieser Affäre 
bezeichnete der FBPL-Abgeordnete 
Gebhard Hoch als' «schlichtweg unhalt
bar». E r  kritisierte, dass der Regierungs-
rat die Affäre zu verharmlosen suche, ob
wohl die Kontrolle eindeutig versagt 
habe. Die Schuld schiebe Regierungsrat 
Ritter einfach den Revisionsstellen der 
betroffenen Krankenkassen zu. Von poli
tischer Verantwortung habe e r  wohl noch 
nie was gehört, sonst könnte er nicht 
sagen, dass er seine Verantwortung als 
Ressortinhaber wahrgenommen habe. 
«In einer solchen Aussage und in Kennt
nis des Vorgefallenen widerspiegelt sich 
die Arroganz und Selbstherrlichkeit», 
unterstrich der FBPL-Abgeordnete 
Hoch, «die bei einzelnen Regierungsmit
gliedern leider immer wieder festzustel
len ist.» 

Regierungsrat Michael Ritter versuchte 
das Ausmass des «Schadens» z u  erläu
tern. Der Staat habe die Krankenkassen 

I m  Verlaufe der Budget-Debatte kam gestern im Landtag auch die Krankenkassen-Affäre zur  Sprache. Die Regierung budge-
tierte 3,5 Mio. an «Rückzahlungen» zuviel bezogener Subventionen einzelner Krankenkassen. Der FBPL-Abgeordnete Rudolf 
Lantpert warf die Frage nach der strafrechtlichen Verantwortung auf. (Bild: Brigiti Risch) 

mit rund 100 Mio. Fr. ip den Jahren 1990 
bis 1994 subventioniert. Die budgetier
ten 3,5 Mio. Fr. würden somit einer «Ab
weichung» von nur 3,5 Prozent entspre
chen. In einer kurzen Stellungnahme be
zeichnete der FBPL-Abgeordnete Geb
hard Hoch diese Feststellung als eine 
Verharmlqsung,.denri es gingeimraerhin 
um 3,5 N îb. Fr. aus^faatlichen Geldern. 

Nur finanzielle Aspekte seien bisher in 
dieser Affäre angesprochen worden, 
bemängelte der FBPL-Abgeordnete Ru
dolf Lampert. E r  forderte dazu auf, die 
Angelegenheit auch in strafrechtlicher 
Hinsicht zu untersuchen, ansonsten ent
stehe der Eindruck: «Die Kleinen hängt 
man. die Grossen lässt man laufen.» Ge
spannt erwarteten die Abgeordneten die 

Wortmeldung von VU-Abgeordneten 
Oswald Kranz, der sich ebenfalls zu 
Worte geifteldet hatte. 

Doch anstatt auf die Affäre einzuge
hen, polemisierte der sich bei einer Kran
kenkasse in wichtiger Position befindli
che VU-Präsident gänz allgemein gegen 
finanzpolitische Äusserungen der FBPL-
Äbgeöfdnigfen. ' 

VU schmetterte Finanz-Untersuchung ab 
Seltsames Verhalten der VU-Mehrheitsfraktion gegenüber einem FBPL-Postulat zu  Gemeindefinanzen 

G N 

C H E  
(G.M.) - Der Finanzausgleich zwi

schen Staat und Gemeinden ist zu einem 
Dauerbrenner für das Parlament gewor
den, weil jede Änderung des durch viele 
kleine Anpassungen äusserst kompliziert 
gewordenen Ausgleichsystems zu Bevor-
teilungen oder Benachteiligungen ein
zelner Gemeinden führt. Aus unerklär* 
liehen Gründen schmetterte die VU-
Fraktion gestern ein FBPL-Postulat im 
Landtag ab, das eine Untersuchung des 
Finanzausgleichs und der Gemeinde-
Gnanzen forderte. 

Abgeordneter beider Fraktionen zeig
ten sich bei der Verabschiedung der letz
ten Anpassung des Finanzausgleichs un
zufrieden mit dem Vorgehen, erneut eine 
kleine Revision statt einer Gesamtrevi
sion durchgeführt zu haben. Aufgrund 
dieser Tatsache reichte die FBPL-Frak-
tion ein Postulat ein und forderte «eine 
umfassende Untersuchung über die 
Finanzlage der Gemeinden, die Aufga
ben- und Kostenteilung zwischen Land 
und Gemeinden, die Aufteilung der 
Steuereinnahmen sowie des Finanzaus
gleichs». Auf der Grundlage dieser Unter

suchung sollte ein wirkungsorientiertes 
Konzept ausgearbeitet werden, das eine 
einkommens- und ausgabengerechte Auf
teilung der öffentlichen Mittel vornimmt 
und gleichzeitig auch die erforderliche 
Finanzkraft für die Gemeinden sicherstellt. 

AuchyVU-Abgeordnete, die sich bei 
der Verabschiedung der letzten Ände
rung kritisch mit dem bestehenden 
System des Finanzausgleichs auseinan
dergesetzt hatten, zeigten sich in der De
batte über das FBPL-Postulat wieder 
linientreu. Offenbar war in der VU-Frak-
tion die Richtlinie ausgegeben worden, 
das Finanz-Postulat zur Strecke zu brin
gen. Nicht einmal die Frage des FL-Ab-
geordneten Paul Vogt, was denn eigent
lich gegen eine umfassende Unter
suchung der Gemeindefinanzen und 
des Finanzausgleichs einzuwenden sei, 
konnte die VU-Abgeordneten von ihrer 
Linie abbringen. 

VU-Präsident Oswald Kranz, der sich 
noch bei der letzten Beratung als Spre
cher der Unterländer Abgeordneten für 
die bessere Berücksichtigung der Weiler-
Gemeinden Eschen-Nendeln und Mau

ren-Schaanwald eingesetzt hatte, sprach 
sich entschieden gegen die Untersu
chung aus. Seine ablehnende Haltung 
dürfte mit dazu beitragen, dass diese Un
terländer Gemeinden beim Finanzaus
gleich 'wahrscheinlich benachteiligt blei
ben, zumal die Untersuchung gerade die 
besondere Situation der einzelnen Ge
meinden berücksichtigen sollte. Unter
schiedlich zu seinen bisherigen Äusse
rungen auch der VU-Abgeordnete Lo
renz Heeb, der seine Ablehnung damit 
untermauerte, die kürzlich beschlossene 
Änderung sollte zuerst Schwachpunkte 
aufzeigen, bevor eine Untersuchung 
durchgeführt werde. 

Nach der Ablehnung des FBPL-Postu-
lats bleiben jene drei Kriterien un
berücksichtigt, die massgeblich wären für 
einen zeitgemässen Finanzausgleich: 
Steuerausgleich mit wettbewerbsgerech
ter Einnahmenverteilung, aufwandge
rechter Ausgabenausgleich mit Berück
sichtigung spezifisch begründeter Mehr
kosten in den Verwaltungsbereichen so
wie Lastenausgleich bei besonderem 
Mittel- und Investitionsbedarf. 

» ; •  

Budget 1997 
genehmigt 

(G.M.)?2-Der Landtag befasste sich 
gestern einige Stunden lang mit dem 
Budget 1997 und verabschiedete den 
von der Regierung vorgelegten Vor
anschlag mit geringen Änderungen 
einhellig. 

Die grösste Änderung schlug die 
Regierung vor: Die Mehrwertsteuer 
soll iqp kommenden Rechnungsjahr 
nicht 9̂4 Mio. Fr. einbringen, wie 
ursprünglich budgetiert, sondern 102 
Mio! Fr. Der  von der Regierung un
terbreitete Entwurf weist in der 
laufenden Haushaltrechnung bei Er
trägen von 601,1; Mio. Fr. und Auf
wendungen von 522,3 Mio.'Fr. ein 
Brutto-Ergebnis von 7#,8 Mio. Fr. auf. 

Mit Abschreibungen in Höhe von 
46,9 Mio. Fr. und dem Ertragsüber-
schuss von 31,8 Mio. .Fr. stehen ge
nügend Mittel zur Verfügung, um die 
Investitionen im Ausmass von knapp 
80 Mio. Fr. ohne Fremdmittel zu 
finanzieren. 

Mehr über die Budgetdebatte auf 
unseren Landtagsseiten. 

ür die Jahre 1997 bis 2001 zur Kenntnis 
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(G.M.) - «Die Finanzlage unseres Lan
des präsentiert sich nach wie vor in einem 
ausgezeichneten Zustand», gibt sich die 

»Regierung im Bericht zur Finanzplanung 
1997 - 2001 überzeugt. Der Landtag war 
teilweise anderer Meinung, denn die ne
gative Schere der Einnahmen- und Aus-
gabenentwicklung setzt sich im Pia-
nungszeitraum fort. 

D e r  Präsident der Finatlzkommission, 
der  VU-Äbgeordnete Egon Gstöhl, 
sprach vom «Staatshaushalt in exzellen
ter Verfassung», was eine Selbstfinanzie
rung der  Investitionsvorhaben zu prak
tisch 100 Prozent erlaube. Sollte diese 
Möglichkeit nicht mehr bestehen, so 

könnte e r  sich angesichts tiefer Zinsen 
auf dem Kapitalmarkt durchaus eine teil
w e i s e  Fremdfinanzieriing von Investi
tionsprojekten vorstellen. Auf den Sche
renbewegung zwischen Einnahmen- und 
Ausgabenentwicklung wies der der 
FBPL-Abgeordnete Gebhard Hoch hin, 
der erneut das versprochene finanzpoliti
sche Leitbild der Regierung verniisste. 
E r  machte einen Vergleich zwischen den 
Vorstellungen der VU in ihrem Wahl
programm und den Aussagen der 
«Zukunftswerkstatt Liechtenstein» zur 
Finanzpolitik. Dabei gelangte er zum 
Schluss: «Wenn vielerorts gesagt wird, 
die Parteien würden sich j a  doch kaum 

unterscheiden, so stimmt das mit Sicher
heit nicht in bezug auf die Finanzpolitik. 
Hier unterscheiden wird uns klär.» Er  
fragte Regierungschef Mario Frick, wes
halb die Teilprivatisierung der Liechten
steinischen Kraftwerke nicht durchge
führt werde und die Grundsätze der mo
dernen Verwaltungsführung nicht umge
setzt würden. In die gleiche Kerbe schlug 
der FBPL-Abgeordnete Alois Beck, der 
anfragte, nach. welchen Kriterien die 
Finanzplanung erstellt werde, nachdem 
das Finanzleitbild noch nicht vorliege. 
Überdies wollte er wissen, wie es mit der 
seit 1993 versprochenen Privatisierung 
von Dienstleistungsbereichen stehe. 


